
Satzung der Gemeinae Senneckennausen 1

über die Erhebung von Beiträgen für die erstmalige Herstellung

von Erschließungsanlagen (ErscblieSungsbeiträge)

vom! 1 8. .IflN. 1988

Oer G=reinda-at Simedtenhausen hat aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung von 03.12.1985 (3G31. I S. 2253) i.V. mit § 24
der Geraeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 14. Dezember 1973 (GVB1. S. 419,
BS 2020-1), in der derzeit gültigen Fassung folgende Satzung beschlossen,
die hiermit zekanntgemacht wird.

' § 1

Erheoung des erschließungsbeiträges

Die Gereince Schneckenhausen erhebt Erschlieöungsbeitrace naco den Vorschriften des 3au-
gesetzbuches {§§ 127 ff.) sowie nach Mallgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand:

1. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Platze

a) in Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten und Misch¬
gebieten

aa! bei beidseitigen Bebaubarkeit bis zu 14 m Breite,

bbl bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 3 ra Breite;

b) in kerngebieten, Gewerbeebieten und Sondergebieten

aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 13 m Breite,

bb! bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 12,5 ra Breite;

c) in Industriegebieten

aa) bei aeiaseitiger Bebaubarkeit bis zu 20 m Breite,

bb' bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 14,5 m Breite;

d! in k'einsieolungsgeaieten und Ferienhausgebieten

aa) bei beidseitiger Beoaubarkeit bis zu 10 m Breite,

bo! bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 7 m Breite;

e)

in Oauerk1 eingarten- und Wochenendhausgebieten bis zu ö m Breite;
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2. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraft¬
fahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete
(z.B. Fußwege, Wohnwege) bis zu einer Breite von 5 ra;

3. für die nicht zum Anbau bestimmten zur Erschließung der Baugebiete notwendigen
SammelStraßen innerhalb der Baugebiete bis zu einer Breite von 21 m;

4. für Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nrn. 1 und 3 sind, bis zu
einer weiteren Breite von 5m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nrn. 1 und 3 genannnten Verkehrsan¬
lagen, aber nach städtbaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu
deren Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H. aller im Abrechnungsge¬
biet (§5) liegenden Grundstücksflächen;

5. für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nrn. 1 bis 3 sind, bis zu
einer weiteren Breite von 4 m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nrn. I bis 3 genannten Verkehrsanlagen
sind, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu
deren Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H. aller im Abrechnungsge-
biet (§5) liegenden Grundstücksflächen.

(2) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 und 5 a angegebenen Maße auf das Anderthalbfache,
mindestens aoer um 3 ra. Das gleiche gilt für den Bereich der Einmündung in

andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschließungsanlagen.

(3) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 (Nrn. 1 bis 3) gehören insbesondere
die Kosten

1. für den Erwero der Grundflächen;

2. für die Frei legung der Grundflächen;

3. für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschließlich der
Einrichtungen für ihre Entwässerung und ihre Beleuchtung;

4. für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen;

5. die für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer klassifizierten
Straße entstehen, die über die Breite der anschließenden freien Strecken
hi nausgehen.

Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) mit Ausnahme desjenigen für die
Entwässerungseinrichtungen wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

Oer Aufwand für die Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen wird
wie folgt ermittelt:

1. Für die Einläufe, Sinkkästen und Zuleitungen bis zur Straßanleitung sind die
tatsächlichen Kosten maßgebend,

2. für die übrigen zur Entwässerung der Erschließungsanlagen erforderlichen An¬
lagen wird ein Einheitssatz je nf entwässerte Fläche in der jeweiligen Haus¬
haltssatzung festgelegt.

(2) Oer beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungs¬
anlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen
Erschließungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage er¬
mitteln oder diesen Aufwand für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der
Grundstücke eine Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.
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§ 4
Anteil der Gemeinde am beitragsfählgen Erschließunqsaufwand

Die Gemeinde tragt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.

Abrechnungsgebiet, Grundstücksflächen und GeschoSflächen

{!) Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Er¬
schließungseinheit erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet.

(2) Sei der Ermittlung der Grundstücksflächen bleiben die Grundstücke und
Grundstücksteile uaßer Ansatz, die außerhalb des Baulandes liegen. Als Bau¬
land gilt, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine
andere als bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht,

1. bei Grundstücken, die an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche von
oer Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von höchstens 40 m,

2. bei Grundstücken, die, ohne an die Erschließungsanlage zu grenzen, mit der
Ersen 1ießungsanlage durch einen Weg oder in anderer rechtlich gesicherter
Form verbunden sind, die Flächen von der zu der Erschließungsanlage liegenden
Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von höchstens 40 m.

Flächen, die über die tiefenraäßige Begrenzung hinaus baulich oder gewerblich
genutzt werden, sind insoweit dem nach Nummer I oder 2 ermittelten Bauland
hi nzuzureennen.

(3) Die Geschoßfläche des einzelnen Grundstückes ergibt sich durch Verviel¬
fachung der Grundstücksfläche mit der Geschoßflächenzahl. Für die Geschoß-
flächenzanl dind die Regelungen des Bebauungsplanes maßgebend. Dies gilt
auch im Falle der Planreife im Sinne des 3 33 BauGB.

Im Falle des 3 34 BauBG ist die zulässige Geschoßfläche unter Berücksichti¬
gung oer in näherer Umgebung vorhandenen Geschoßflächen zu ermitteln. In
Industriegebieten ergibt sich die Geschoßflächenzahl aus der Baumassenzahl,
geteilt durch 3,5. Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht für
aas einzelne Grundstück eine größere Geschoßfläche zugelassen, so ist diese
zugrunce zu legen. Bei Grundstücken, für die anstelle der Bepauung eine
sonstige Nutzung festgesetzt ist oder bei denen die zulässige Beoauuung
nur untergeordnete Bedeutung hat, wird als Geschoßfläche die halbe Grund-
stücksfl äc.ie angesetzt.

Verteilung des bei trägst" ähi gen Erschl ießunqsaufwandes

(1) Oer nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils
der Gemeinde {§4) auf die Grundstücke nach den Grundstücksflächen verteilt.
Für die Ermittlung der Grundstücksflächen gilt § 5 Abs. 2.

(2) Sofern im Abrechnungsgebiet eine unterschiedliche bauliche oder sonstige
Nutzung zulässig ist, wird der Erschließungsaufwand abweichend von Absatz 1
nach den Geschoßflächen verteilt. Für die Ermittlung der Geschoßflächen
gi1t der § 5 Abs. 3.

(3) Grundstücke an zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen (Eckgrund¬
stücke} und Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen (durchlaufende
Grundstücke) sind für beide Erschließungsanlagen beitragspflichtig, wenn sie
durch beide Anlagen erschlossen werden und die Voraussetzungen des § 133
Abs. 1 EauGß vorliegen. Oer Berechnung des Erschließungsbeitrages werden die
sich nach Absatz 1 oder Absatz 2 ergebenden Serechnungsdaten jeweils nur mit
der Hälfte zugrunde gelegt.
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Für Grundstücke, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßende Erschließungs¬
anlagen erschlossen werden, werden die Serechnungsdaten nach Absatz 1 oder
Absatz 2 durch die Zahl der Erschließungsanlagen geteilt.

§ 7

Kostensnaltuno

Oer Erschließungsbeitrag kann für

1. den Grunderwerb

2. die Freilegung

3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen

4. die Radwege

5. die Gehwege, zusammen oder einzeln

5. die Parkflächen

7. die Grünanlagen

3. die Beleuchtungsanlagen

9. die Entwässerungsanlagen

10. die Immissionsschutzanlagen

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen
worden ist. Über die Anwendung der Kostenspaltung entscheidet die Gemeinde im
Einzelfall.

5 3

Merkmale ae- enacültigen Herstellung der Erschließungsanlaqen

(1) Straßen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen Eigentum der Ge¬
meinde sind, sie eine Verbindung mit dem übrigen öffentlichen Verkehrsnetz
besitzen und die folgenden Bestandteile und Herstellungsmerkmale auf-
wei sen:

a) Fahrbahn mit Unterbau und Decke; die Decke kann aus Asphalt, Teer, Beton,
Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

b) beidseitige Gehwege mit Abgrenzung gegen die Fahrbahn und fester Decke;
die Decke kann aus Platten, Pflaster, Asphaltbelag oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

c) Entwässerungseinrichtungen mit Anschluß an die Kanalisation;

d) Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig;

e) Begleitgrün i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr. 5 a angelegt.
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(2) Die übrigen Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre
Flächen Eigentum der Gemeinde sind, sie eine Verbindung mit dem übrigen
öffentlichen Verkehrsnetz besitzen und

a) Plätze entsprechend Abs. 1 Buchst, a), c), d) und e) ausgebaut sind.

b) Wege und öffentliche, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen entsprechend Abs. 1
Buchst, b), c), d) und e) ausgebaut sind.

c) Radwege entsprechend Abs. 1 Buchst, b), c), d) und e) ausgebaut sind^.

d) Parkflächen entsprechend Abs. 1 Buchst, a), c), d) und e) ausgebaut
si nd.J

e) Grünanlagen {§ 2 Abs. 1 Nr. 5 b) gärtnerisch gestaltet sind.

(3) Der Rat kann im Einzelfall die Bestandteile und Herstellungsmerkmale der
Erschließungsanlagen abweichend von den Absätzen 1 und 2 festlegen. Ein
solcher Abweichungsbeschluß ist als Satzung öffentlich bekanntzumachen.

§ 9

Immi ssionsschutzani agen

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum
Schutz von Baugeöieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bund-
des-Immissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfall ge-
regelt.

§ 10

Voraus 1 ei stungen

Im Fall des § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur Höhe des vor¬
aussichtlichen Erschließungsbeitrages erhoben werden.

§ II

Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 2 BauGB bestimmt sich nach
der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf
Ablösung besteht nicht.

- 5 -



§ 12

Inkraftreten / Außerkraftreten

Oie Satzung tritt rückwirkend am Ol. Juli 1987 in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Satzung über die Erhebung von ErschlieSungsbeiträgen in der Fassung vom
16.Juli 1984 außer Kraft. Soweit eine Seitragspflicht auf Grund früherer

Satzungen entstanden ist, gelten diese weiter.

Schneckenhausen ^ derl 1 8. JAN.

( Scharding )
Ortsbürgermei ster


